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Presse-Information

Datenbanken über  unverläßliche Kreditnehmer

kommen unter Beschuß
Die Ausgangssituation: Wer auch nur eine Rate eines Kredites nicht pünktlich zurückzahlt, landet ohne weitere Vorwarnung in den Schwarzen Listen der unverläßlichen Kreditnehmer („cattivi pagatori“), welche im Auftrag der Banken von privaten Risikodatenbanken geführt werden. Die Eintragung in die Listen erfolgt auch, wenn kein eigenes Verschulden des Kreditnehmers vorliegt, etwa weil die Post nicht funktioniert, eine Überweisung länger braucht als normal oder die Zahlungsaufforderung zu spät eintrifft.

In diesem Verzeichnis bleibt der Name dann über Monate und Jahre gespeichert. Der/die Betroffene erhält davon erst dann Kenntnis, wenn er oder sie um einen weiteren Kredit bei einer Bank ansucht. Dann wird offenkundig, dass kein Kredit gewährt werden kann, weil die Person in diesem Verzeichnis aufscheint und daher als nicht kreditwürdig gilt.

Die Verbraucherzentrale hat diesen Mißstand immer wieder bei der zuständigen Aufsichtsbehörde für die Privacy angezeigt. Jetzt hat die Behörde endlich reagiert und eine Reihe von Vorschriften erlassen, an welche sich Banken und Finanzierungsgesellschaften zu halten haben, welche Daten von Kreditnehmern verwalten. Dies ist ein erster Schritt auf dem Weg zu einer umfassenden Regelung zum Schutz der Privacy im Bankbereich.

Die kürzlich von der Privacybehörde erlassenen Vorschriften im Einzelnen:

1) Die Verzugsmeldung an die entsprechenden Risikodatenbanken darf nur erfolgen, wenn es sich bei den nicht bezahlten Raten um große Beträge handelt oder wenn mindestens vier Raten nicht oder mit großer Verspätung (mindestens vier Monate) bezahlt wurden. Dies gilt vor allem dann, wenn es sich um kleine Finanzierungen mit niedrigen Raten handelt.

2) Vor der Meldung an die Datenbanken müssen Banken und Geldinstitute die säumigen Kreditnehmer informieren und diesen damit die Möglichkeit geben, zu reagieren.

3) Die Daten über Zahlungsrückstände müssen innerhalb eines Jahres nach deren Tilgung, auf jeden Fall aber nach Auflösung des Kreditvertrages gelöscht werden. Die bisherige Praxis war es, die Daten fünf Jahre lang aufzubewahren. Wir finden allerdings, dass auch ein Jahr noch zu lang ist.

4) Es entbehrt jeglicher Rechtsgrundlage, dass Banken und Geldinstitute den Risikodatenbanken die Daten all jener Personen mitteilen, welchen ein Kredit verwehrt wurde oder die ihrerseits von einem Kredit zurückgetreten sind.

5) Es ist unzulässig, die persönlichen Daten in den Risikodatenbanken für andere, als die vorgesehenen Zwecke zu verwenden, etwa für Marketingzwecke.

6) In den Formularen, mittels derer um einen Kredit angesucht wird, gibt der Kreditnehmer auch den Konsens für die Weitergabe der Daten an die Risikodatenbanken. In diesen Formularen müssen Banken und Geldinstitute ab sofort detailliert auf Sinn und Zweck hinweisen und über das Funktionieren der Risikodatenbanken informieren.

Die Verbraucherzentrale weist darauf hin, dass ein Mißbrauch von persönlichen Daten durch  Banken, Geldinstitute und Risikodatenbanken zivil- und strafrechtlich verfolgt werden kann. Im Falle eines nicht gewährten Kredites infolge eines solchen Mißbrauchs kann auch eine Schadenersatzklage geführt werden.

In der VZS liegt ein Musterbrief auf, mittels welchem in die Datenbanken Einsicht genommen und die Löschung eventuell unrechtmäßig gespeicherter Daten verlangt werden kann. 

